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Bemerkungen zum Lehrkommentar des Strafprozeßrechts
Mit dem Lehrkommentar zur Strafprozeßordnung liegt 
nunmehr zu einem wichtigen neuen Gesetz ein reprä­
sentatives Erläuterungswerk vor, dessen 12 Autoren 
namhafte Wissenschaftler und Praktiker auf dem Ge­
biet des Strafprozeß rechts sind1 2.
Bei der Kommentierung konnten — wie es im Vorwort 
des Kommentars heißt — die vielfältigen und wert­
vollen Hinweise aus der Diskussion des Gesetzentwurfs 
genutzt werden. Außerdem wurden die bei der Anwen­
dung der StPO von 1952, insbesondere in Durchsetzung 
des Rechtspflegeerlasses des Staatsrates gesammelten 
Erfahrungen verwertet. Den Autoren kamen dabei auch 
ihre eigenen Erkenntnisse als Mitglieder der Gesetz­
gebungskommission StPO zugute.
In der DDR sind schon früher einige Kommentare er­
schienen (z. B. zum FGB, zum LPG-Gesetz, zum Ver­
tragsgesetz); bei der vorliegenden Publikation handelt 
es sich jedoch um den ersten Kommentar auf dem Ge­
biet der Strafgesetzgebung^. Die Verfasser standen 
daher vor der schwierigen Aufgabe, das Material erst­
malig sowohl von der inhaltlichen als auch von der 
methodischen Seite her zu gestalten. Außerdem war 
die Zeitspanne zwischen dem Erlaß der neuen StPO 
und der Fertigstellung des Kommentars sehr begrenzt, 
so daß noch keinerlei Erfahrungen aus der Anwendung 
des neuen Gesetzes verarbeitet werden konnten. Trotz­
dem ist es den Verfassern gelungen, die wesentlichsten 
Grundzüge des neuen Gesetzes in durchaus instruktiver 
Weise zu interpretieren.
Natürlich kann der Kommentar auf viele Fragen, die 
bei der Anwendung der neuen StPO in der Praxis auf­
tauchen, noch keine oder keine endgültige Antwort 
geben. So ist es nicht verwunderlich, daß solche Fragen, 
zu denen es schon auf der Grundlage der StPO von 
1952 Publikationen gab oder die in der Diskussion des 
StPO-Entwurfs eine besondere Rolle spielten, relativ 
umfangreich behandelt werden. Dagegen sind Fragen, 
die grundlegende Neuerungen gegenüber der bisherigen 
StPO und deren Auslegung betreffen, nicht immer aus­
führlich genug dargelegt. Vielleicht wäre es nützlich 
gewesen, diejenigen Kommentarstellen, zu denen noch 
Erfahrungen gesammelt Werden müssen, zu kennzeich­
nen, damit der Leser überblicken kann, was gesicherte 
Erkenntnis, was Problem und was Diskussionsmeinung 
ist.
Zur Erfüllung der Grundaufgabe eines Kommentars, 
nämlich
1. den, Leser präzise und instruktiv über Inhalt, Sinn 
und Zweck sowie Auslegungs- und Anwendungsweise 
einer Norm zu informieren und
2. das theoretische und praktische Für und Wider kom­
plizierter Fragen aufzuwerfen,

1 Strafprozeßrecht der DDR, Lehrkommentar zur StPO der 
DDR vom 12. Januar 1968. Ausgearbeitet von einem Kollektiv 
unter Leitung von Dezent Dr. Karl-Heinz Beyer (Leipzig) und 
herausgegeben vom Ministerium der Justiz. Staatsverlag der 
DDR, Berlin 1968. 544 Seiten; Preis: 10 M. — Seitenangaben im 
Text beziehen sich auf diesen Kommentar.
2 Inzwischen ist auch der Lehrkommentar zum Strafgesetz­
buch, Berlin 1969, erschienen.

sind verschiedene Wege denkbar. Die Verfasser bevor­
zugten einen Mittelweg zwischen Lehrbuch und Kom­
mentar. Damit füllt der Kommentar in bestimmten 
Teilen die Lücke aus, die sich daraus ergibt, daß bisher 
noch kein Hochschullehrbuch des Strafprozeßrechts 
existiert. Gleichzeitig wird eine formale Darlegung der 
Probleme einzelner Bestimmungen vermieden. Diese 
Methode der Kommentierung hat allerdings auch einige 
Nachteile, die sich in manchen Abschnitten in einer 
relativ stark redundanten Darstellung, einer relativ 
statischen Form und einer nicht immer in die Tiefe 
gehenden Behandlung der Probleme äußern. Beispiels­
weise sagen einige Autoren zunächst relativ viel All­
gemeines zur Bedeutung der jeweiligen Norm, während 
sie zu den Problemen der Gesetzesauslegung nicht im­
mer in ausreichender Weise Stellung nehmen.
Trotz dieser Unvollkommenheiten kann insgesamt fest­
gestellt werden, daß der Lehrkommentar für die Mit­
arbeiter der Rechtspflegeorgane eine gute Arbeitsgrund­
lage ist. Er wird auch die Wissenschaftler und Studen­
ten in ihrer Lehr- bzw. Lerntätigkeit unterstützen und 
somit zum besseren Verständnis der neuen, sozialisti­
schen Strafgesetze beitragen. Der Wert des Kommen­
tars wird noch dadurch erhöht, daß er ein 92 Seiten 
umfassendes Sachregister, ein nach Kapiteln aufgeglie­
dertes Verzeichnis der heute noch verwertbaren ein­
schlägigen Literatur, das Einführungsgesetz zum StGB 
und zur StPO, die 1. DVO zum EGStGB/StPO - Ver­
folgung von Verfehlungen — sowie die 1. DB zur StPO 
enthält.
Unsere folgenden Bemerkungen zu einzelnen Fragen 
des Kommentars stützen sich teilweise auf Ergebnisse 
der Rechtsprechung des Obersten Gerichts und auf Dis­
kussionen, die in den zentralen Rechtspflegeorganen 
und von Vertretern der Rechtswissenschaft geführt 
wurden.

Zu den Allgemeinen Bestimmungen für 
Ermütlungs- und gerichtliches Verfahren

Im ersten Kapitel werden die Grundsatzbestimmungen 
der neuen StPO behandelt. Diese Kommentierung ist 
u. E. gut gelungen. Die Verfasser haben es verstanden, 
hier klar und instruktiv alles Wesentliche zum Aus­
druck zu bringen.
Im Unterschied dazu enthält das zweite Kapitel (All­
gemeine Bestimmungen für das Ermittlungsverfahren 
und das gerichtliche Verfahren) eine Reihe von Unvoll­
kommenheiten, von denen im folgenden nur die wich­
tigsten behandelt werden sollen.
Bei der Behandlung der Beweisführungspflicht gemäß 
§ 22 StPO gehen die Autoren auf verbotene Verneh­
mungsmethoden . ein. Sie erklären hier aber lediglich, 
daß die Anwendung von Zwangsmitteln gemäß § 243 
StGB strafbar sei (S. 54). Der sozialistische Staat und 
seine Organe lehnen jedoch eine ganze Reihe weiterer 
Vernehmungsmethoden als mit den Anschauungen so­
zialistischer Moral und Rechtsstaatlichkeit unvereinbar 
ab. Das sind all jene, die die freie Willensbestimmung 
des Vernommenen erheblich beeinträchtigen, die ins­
besondere auch falsche Aussagen hervorrufen können.


